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Spalten dieser Zeitschrift, auf Justizkonferenzen und 
Schulungsveranstaltungen schon viel Kluges und Zu­
treffendes gesagt worden. Wer etwa meint, diese Auf­
gabe sei durchweg gelöst, wird seines Irrtums schmerz­
lich innewerden bei der Lektüre des vorstehenden 
Urteils — eines Urteils, das in der V er staub theit und 
Spießbürgerlichkeit seiner entscheidenden Sätze Wort 
für Wort in der Zeit von Wilhelms Gottes-Gnadentum 
geschrieben sein könnte (wie die Reichsgerichtsurteile, 
auf die es sich stützt, z. T. ja tatsächlich noch aus 
dem Kaiserreich stammen!).

Das LG Meiningen glaubt also, aus der „deutschen 
Auffassung der Familie“ ergebe sich, daß, wer mit 
einer verheirateten Frau schläft, „ihre Ehre antaste“ 
— und nicht nur das, sondern daß er damit „zugleich 
die Ehre des Mannes verletze“. In der Tat, so etwas 
gab es einmal — und wenn der betreffende Ehemann 
zufällig ein Korpsstudent oder sonst ein Kavalier war, 
so konnte er seinen besudelten Ehrenschild nur da­
durch reinwaschen, daß er sich von dem Missetäter 
zu allem Unglück noch totschießen ließ — falls es ihm 
nicht gelang, jenen vorher zu erledigen. Ganz soweit 
geht das LG Meiningen nicht; aber immerhin meint 
es doch, der hintergangene Ehemann habe den An­
fechtungsprozeß gegen das im Ehebruch erzeugte Kind 
„zur Wiederherstellung seiner Ehre geführt“ — bei­
leibe nicht, um das gesetzliche Verwandtschaftsver­
hältnis mit dem fremden Kind zu beenden und sich 
der Unterhaltspflicht ihm gegenüber zu entledigen, 
nein, um „seine Ehre wieder herzustellen“!

Haben die Mitglieder der Zivilkammer des Land­
gerichts Meiningen, drei doctor es iuris, schon einmal 
davon gehört, daß es eine „deutsche Auffassung der 
Familie“ nicht gibt, sondern höchstens eine Auffassung 
dieser oder jener sozialen Schicht? Daß es eine An­
maßung ist, die Auffassung der Junker- und Offi­
zierskaste und der diese nachäffenden Bourgeoisie 
als die „deutsche Auffassung“ zu bezeichnen? Daß der 
überwiegende Teil des deutschen Volkes, die Massen 
der Werktätigen, jene heuchlerische Moral und den 
muffigen Ehrenkodex der Herren Reichsgerichtsräte 
niemals anerkannt haben, nach ihrem gesunden und 
natürlichen Gefühl vielmehr die Ehre eines Gatten 
mit der Treue oder Untreue des anderen nicht das 
geringste zu schaffen hat? Und daß in der Deutschen 
Demokratischen Republik die Auffassung dieser Men­
schen, der überwältigenden Mehrheit der Staatsbürger, 
die maßgebende, die „deutsche Auffassung“ ist, wenn 
man schon den Ethos der herrschenden Klasse mit 
diesem Begriff verallgemeinern will?!

Sieht man schärfer zu, so wird man den tieferen 
Grund entdecken, der diese antiquierte Verbindung 
zwischen der ehelichen Untreue der Frau und der 
Ehre des Mannes historisch erklärt und zu ihrer ent­
schiedenen Ablehnung führen muß: auch hier ist wie­
der die Minderberechtigung der Frau im Spiele, ihre 
Behandlung als Eigentum des Mannes. Wer einem 
Gegenstand oder einer Person „zu nahe tritt“, haftet 
einem Dritten dafür nur, wenn dieser in irgendeiner 
Form ein Herrschaftsrecht über die Sache oder die 
Person ausübt. Da auf der untersten Stufe der Zivili­
sation die Frau im Eigentum des Mannes steht, haftet 
folgerichtig, wie in jeder Rechtsgeschichte nachzu­
lesen1), auf dieser Stufe der Ehebrecher bei fast allen 
Völkern dem Ehemann zunächst mit dem Leben, später 
auf Zahlung von Schadensersatz in Form einer Buße. 
Und wenn nach altem kentischen Recht im frühen 
Mittelalter der Ehebrecher neben der Buße auch die 
Kosten der Wiederverheiratung des geschiedenen Ehe­
mannes zu tragen hatte2), so steht das schon durchaus 
auf einer Stufe mit unserem Urteil, das ihm die 
Kosten des Ehelichkeitsanfechtungsprozesses auferlegt. 
Nachdem sich mit den Änderungen der Gesellschafts­
ordnung das Eigentum an der Frau zu anderen Ge­
waltverhältnissen entwickelt hatte, konstruierte man 
das Herrschaftsrecht in ein Persönlichkeitsrecht um: 
wer mit der Frau Ehebruch trieb, verletzte nun nicht 
mehr das Eigentum, sondern die Ehre des Mannes, 
womit sich, wie das Urteil zeigt, finanziell der gleiche 
Erfolg der Entschädigung des Mannes für den „Fehl­
tritt“ der Frau erzielen ließ.

1) vgl. z. B. B r u n n e r ,  Deutsche Rechtsgeschiehte, 2. Aufl. 
1928, Bd. 2, S. 854 ff. P o s t ,  Studien zur Entwicklungs­
geschichte des Familienrechts 1889, S. 340 ff.

2) vgl. Brunner a. a. O, S. 856.

Den untrüglichsten Beweis dafür, daß ein bestimmter 
Tatbestand das Gleichberechtigungsprinzip verletzt, 
liefert stets seine Umkehrung: Ist man jemals auf 
den Gedanken gekommen, daß ein Ehebruch des 
Mannes eine Verletzung der Ehre seiner Frau dar­
stellt? Wäre das LG Meiningen bereit, der Frau, deren 
Mann das Wirtschaftsgeld zu seiner Freundin trägt, 
einen Schadensersatzanspruch gegen diese zu gewähren, 
weil sie die Frau durch ihr Verhältnis mit dem Manne 
beleidigt habe?!

Im Zusammenhang mit dem hier behandelten 
Problem bestätigt sich wieder einmal das „Gesetz der 
Serie“: nahezu gleichzeitig mit dem Erlaß des Mei­
ninger Urteils veröffentlicht in der DRZ Professor 
N e u m a n n - D u e s b e r g  in Münster einen Aufsatz 
über die „Schadensersatzpflicht des Ehebrechers“3), in 
dem er den Ehestörer dem Manne gegenüber nicht 
nur für die Kosten des Ehelichkeitsanfechtungspro­
zesses, sondern auch für die „dem geschiedenen Mann 
entgehenden Frauendienste“ schadensersatzpflichtig 
machen will (!). Allerdings macht er das nicht wie 
Meiningen über § 823 Abs. 2 BGB und die Ehrver­
letzung, sondern konstruiert ein „absolutes Recht auf 
den ungestörten Fortbestand der ehelichen Lebensge­
meinschaft“ als „sonstiges Recht“ im Sinne des § 823 
Abs. 1. Auch hier möchte man zuerst die Frage stellen: 
Ist der Herr Professor bereit, den entsprechenden 
Schadensersatzanspruch auch der hintergangenen Frau 
zu gewähren? Hat er auch an die Flut von Schadens­
ersatzklagen gegen die Ehebrecherinnen wegen ent­
gangenen Unterhalts gedacht, die das zur Folge hätte?

Selbstverständlich kann dieses „absolute Recht“ nicht 
anerkannt werden. Es müßte ja in erster Linie gegen 
den Ehegatten selbst wirken — und daß die eheliche 
Treupflicht lediglich ein s i t t l i c h e s  Postulat ist, 
dessen Erfüllung rechtlich nicht erzwungen werden 
kann und dessen Verletzung selbst zwischen den Ehe­
gatten nicht zu Schadensersatzansprüchen führt, erst 
recht also im Verhältnis zu Dritten zu solchen An­
sprüchen nicht führen kann — das alles muß selbst 
für die bürgerliche Rechtslehre als längst ausgetragen 
gelten.

Alle diese Versuche, an den Ehebruch andere als 
familienrechtliche Rechtsfolgen, insbesondere unmittel­
bare vermögensrechtliche Folgen zu knüpfen, müssen 
scheitern, weil sie auf eine Verquickung sittlicher 
Kategorien mit materiellen Interessen hinauslaufen, 
wie sie jedenfalls in einer den Kapitalismus überwin­
denden Gesellschaftsordnung unzulässig ist. Die Ehe­
schließung ist heute kein Kaufvertrag mehr, und jeder 
Partner sollte sich klar darüber sein, daß ihm, wenn 
der andere Partner „vertragsuntreu“ wird, dadurch 
auch Vermögenseinbußen erwachsen können, die im 
Gegensatz zur Sachlage bei vermögensrechtlichen Ver­
trägen nicht wieder hereinzuholen sind, weder vom 
Ehegatten, noch von Dritten; dann wird er gar nicht 
erst auf die abgeschmackte Idee kommen, die dem 
obigen Urteil zugrunde liegt.

Schließlich sollte das Urteil lehren, wie es bei der 
Verwendung von Präjudizien n i c h t  zugehen darf. 
In gewissem Umfange, insbesondere da, wo die be­
urteilten Lebensverhältnisse von der sozialen Neu­
ordnung noch nicht entscheidend berührt worden sind, 
mag es noch möglich sein, vom ehemaligen Reichsge­
richt und anderen höheren Gerichten entwickelte 
Rechtsgrundsätze heranzuziehen. In keinem Falle ist 
das jedoch angängig ohne die eingehendste Nachprü­
fung der Frage, ob die der Entscheidung zugrunde 
liegenden Umstände und Rechtsanschauungen tatsäch­
lich heute noch Gültigkeit besitzen. Handelt es sich 
aber um die Beurteilung von Lebensverhältnissen, hin­
sichtlich deren sich in der Zeit seit 1945 die ökono­
mischen Umstände oder die moralischen Anschauungen 
wesentlich geändert haben — und dazu gehören fast 
alle familienrechtlichen und viele strafrechtlichen Tat­
bestände, ferner die mit dem Inhalt des Eigentums, des 
Arbeitsrechts, des Mietrechts usw. zusammenhängen­
den Fragen — so spricht die Vermutung dafür, daß 
zu diesen Fragen ergangene Entscheidungen aus frühe­
rer Zeit nicht mehr zu gebrauchen sind. Solche Ent­
scheidungen unbesehen zu übernehmen, heißt fast 
regelmäßig, zu einem falschen Urteil zu kommen.

3) DRZ 1950, S. 611.
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